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MOTION
DATUM: 16.12.2021
KARIN FRICK

MOTION
DATUM: 08.06.2022
LUKAS LUTOLF

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Privatrecht

Mittels Motion verlangte Stédnderat Thomas Minder (parteilos, SH), dass
Namenséanderungen fiir Personen mit Landesverweis verunmoglicht werden sollen. Die
Méglichkeit zur Namensanderung werde von verurteilten Straftaterinnen und
Straftéatern genutzt, um sich wieder eine «reine Weste» zu geben. Bei Personen mit
Landesverweis sei das Argument, die Namensénderung sei notwendig, um die
Resozialisierung in der Gesellschaft zu ermdglichen, allerdings nicht anwendbar. Sie
mussten die Schweiz ohnehin verlassen, weshalb in solchen Féllen das offentliche
Sicherheitsinteresse hoher zu gewichten sei als das individuelle Interesse der
verurteilten Person, begriindete der Motionér sein Anliegen. Der Bundesrat zeigte sich
in seiner Stellungnahme bereit, das Anliegen «unter dem Vorbehalt der Wahrung der
Grundrechte der betroffenen Person» umzusetzen, und beantragte die Motion zur
Annahme.

Im Stdnderat wurde der Vorstoss in der Wintersession 2021 vor allem vor dem
Hintergrund diskutiert, dass die Schaffhauser Behdrden dem verurteilten und mit
Landesverweis belegten Dschihadisten Osama M. eine Namensénderung bewilligt
hatten, wie Motionar Minder schilderte. Sein Schaffhauser Ratskollege Hannes Germann
(svp, SH) erklarte weiter, dass es so <«einem Mann mit &usserst grossem
Geféhrdungspotenzial [...] beinahe gelungen [wérel, eine neue Identitat zu bekommen»,
da er «im Strafregister [fast] irgendwo zwischen Stuhl und Bank verschwunden» ware.
Der Staat musse kunftig vermeiden, dass es zu einem solchen «Fast-Super-GAU»
kommen kénne, appellierte er an die anwesende Bundesratin Karin Keller-Sutter.

Die Griine Stéanderatin Lisa Mazzone (gp, GE) beantragte die Ablehnung der Motion. Sie
warnte davor, aufgrund eines Einzelfalls zu legiferieren, und betonte, dass sie nicht
einsehe, weshalb in dieser Frage zwischen Verurteilten mit und ohne Landesverweis
unterschieden werden sollte; eine solche Ungleichbehandlung sei nicht gerechtfertigt
und verletze den Verfassungsgrundsatz der Gleichheit vor dem Gesetz. Wenn es
tatsachlich ein Problem sei, dass ein Strafregistereintrag «bei einem Namenswechsel
einfach verschwinden kann», dann sei das nicht nur bei Personen mit Landesverweis
ein Problem, pflichtete Mathias Zopfi (gp, GL) seiner Fraktionskollegin bei.

Bundesratin Karin Keller-Sutter bekraftigte den Willen des Bundesrates, die geforderte
Anpassung vorzunehmen, unter dem Aspekt der 6ffentlichen Sicherheit: «Wenn jemand
unter einer neu angenommenen ldentitat eine Gefahrdung darstellt, dann ist das eine
Gefahrdung zu viel.» Mit 28 zu 13 Stimmen bei 2 Enthaltungen nahm die Standekammer
die Motion an.

Nach dem Standerat nahm auch der Nationalrat in der Sommersession 2022 die Motion
von Stédnderat Thomas Minder (parteilos, SH) an, mit der Namensénderungen fiir
Personen mit Landesverweis verunmoglicht werden sollen. Mit 107 zu 59 Stimmen
folgte er der Empfehlung des Bundesrates und einer Mehrheit der RK-NR. Ahnlich wie
der Motionér wies die Rechtskommission darauf hin, dass mit einem Verbot der
Namensénderung flr des Landes verwiesene Personen verhindert werden kénne, dass
diese mit neu angenommener Identitat eine Gefahrdung darstellten. Zudem sei laut
Kommissionssprecher Philipp Matthias Bregy (mitte, VS) auch klar, dass bei einem
rechtskraftigen Landesverweis der Schutz der Bevoélkerung Uber den individuellen
Interessen eines Verurteilten stehe. Minderheitssprecher Christian Dandreés (sp, GE)
warf Minder hingegen Effekthascherei aufgrund der medialen Berichterstattung rund
um den Dschihadisten Osama M. vor und betonte, dass die Namensédnderung von
ausgewiesenen Personen in speziellen Féllen, beispielsweise zur Resozialisierung oder
Integration nach abgelaufenem Landesverweis, gerechtfertigt sein kénne. Bundesrétin
Karin Keller-Sutter verneinte jedoch im Namen des Bundesrates, dass es bei Personen,
die das Land verlassen mussen, um Integration gehen kénne, und unterstitzte das
Anliegen der Motion. ?

1) AB SR, 2021, S. 1411 ff.; Mo. 21.4183
2) AB NR, 2022, S. 979 ff.; Bericht RK-NR vom 19.5.22
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